
Erlass zur Windkraft verworfen

wiesbaden Dass die Energieversorgung Vorrang vor dem Artenschutz haben
soll, trägt der Verwaltungsgerichtshof nicht mit

Der hessi ​sche Verwal ​tungs​ge ​richts ​hof hat den Rund ​erlass der Landes ​re ​gie ​-
rung zum grund​sätz​li​chen Vorrang der Wind ​ener ​gie vor dem Arten​schutz
verwor​fen. Es hande ​le sich „ledig ​lich um eine normin​ter​pre ​tie ​ren​de Verwal ​-
tungs​vor​schrift, die gegen​über Gerich​ten keine Bindungs ​wir​kung entfal​tet“,
heißt es in dem Beschluss vom 14. Januar. Moniert wird insbe ​son​de ​re die
Herab​set ​zung des Mindest ​ab ​stan​des zwischen Wind ​rä​dern und den Nestern
von Großvö​geln. Für die Rich ​ter ist nicht ersicht ​lich, dass die Vorschrif ​ten
„flächen​de ​ckend den besten wissen ​schaft ​li ​chen Erkennt ​nis ​stand für Hessen
wieder​ge ​ben“.

Die Eilent ​schei ​dung, die dieser Zeitung im Wort ​laut vorliegt, betrifft in erster
Linie einen Streit um die Errich​tung von Wind ​rä​dern im Land ​kreis Kassel. Die
Schutz​ge ​mein​schaft Deut ​scher Wald hatte sich gegen die Geneh ​mi​gung durch
das Land Hessen gewandt. Dessen Anwäl ​te berie ​fen sich in dem Verfah ​ren
zum Schluss auf die erst am 1. Januar dieses Jahres in Kraft getre ​te ​ne Verwal​-
tungs​vor​schrift, die Wirt ​schafts ​mi​nis ​ter Tarek Al-Wazir und Umwelt ​mi​nis ​te ​-
rin Priska Hinz (beide Die Grünen) erlas ​sen hatten. So wurde das Gericht mit
dem Erlass schon wenige Tage nach seiner Veröf ​fent ​li​chung im Staats ​an​zei​ger
befasst.

Weil das Risiko der Tötung verschie ​de ​ner Arten im Umfeld von Roto​ren
immer wieder dazu führt, dass Anträ​ge auf die Errich​tung von Wind ​rä​dern
abge ​lehnt werden, soll die Verwal ​tungs​vor​schrift auf 38 Seiten den Umgang
mit einschlä​gi​gen Passa​gen des Bundes ​na​tur​schutz​ge ​set ​zes neu regeln. So
wird etwa der Mindest ​ab ​stand zwischen Wind ​rä​dern und dem Brut ​vor​kom​-
men des Rotmi ​lans von 1500 auf 1000 Meter herun​ter​ge ​setzt.

Als Argu ​ment dient der hessi ​schen Landes ​re ​gie ​rung eine Unter​su ​chung, die
im Vogels ​berg gemacht wurde. Nach ihren Ergeb​nis ​sen ist der Akti ​ons​ra​di​us
des Rotmi ​lans wegen des hohen Anteils an Wald- und Grün ​flä​chen und der
klein​struk​tu ​rier​ten Land​schaft gerin​ger als in wald ​ar​men und von Äckern
domi​nier​ten Regio ​nen.
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Die Rich​ter halten es metho ​disch für unzu ​läs​sig, nun die spezi ​el ​len Verhält ​nis ​-
se am Vogels ​berg auf ganz Hessen zu über ​tra ​gen. Die natur​räum​li ​chen Gege ​-
ben ​hei​ten in den ande ​ren Regio​nen des Landes blie ​ben unbe ​rück​sich ​tigt. Die
neuen Regeln beruh​ten nicht auf fach ​li ​chen Erfah ​run​gen, die landes ​weit
Geltung bean ​spru​chen könn​ten.

Es sei darum nicht ersicht ​lich, dass die einschlä ​gi​gen Vorschrif ​ten „den besten
wissen​schaft ​li​chen Erkennt ​nis ​stand für Hessen wieder​ge ​ben“. Das Gericht
führt eine Viel ​zahl von Rechts ​quel​len an, die „gemäß dem aktu ​el ​len Stand der
Wissen​schaft“ einen Mindest ​ab ​stand von 1500 Metern zwischen dem Hort des
Rotmi​lans und einer Wind ​ener ​gie ​an​la​ge fordern. Davon könne man je nach
den gebiets ​spe ​zi ​fi​schen Beson​der​hei​ten abwei​chen. „Das gilt aber nur für
nach ​voll​zieh ​ba​re begrün​de ​te Einzel ​fäl​le.“

Bern​hard Klug, der Landes ​vor​sit ​zen​de der Schutz​ge ​mein​schaft Deut ​scher
Wald nannte die Gerichts ​ent ​schei ​dung eine „schal ​len ​de Ohrfei ​ge gegen​über
den betei ​lig ​ten Minis ​te ​ri​en“. Eine Spre ​che ​rin des Umwelt ​mi​nis ​te ​ri​ums erklär ​-
te, dass die Entschei ​dung des Gerichts erst nach dem Haupt ​sa​che ​ver​fah​ren
abschlie ​ßend bewer ​tet werden könne. Sie betref ​fe einen komple ​xen Sonder​fall.
Die Verwal ​tungs​vor​schrift behand ​le vorran​gig arten​schutz​recht ​li ​che Fragen.
Sie sei für die Natur​schutz​ver​wal​tung in Hessen weiter​hin bindend.

„Gerich​te müssen die Natur und die Arten​viel ​falt in Hessen vor den Grünen
retten.“ Mit diesen Worten kommen​tier​te René Rock, der Frak ​ti​ons​chef der
FDP im Hessi ​schen Land ​tag, die Entschei ​dung des Gerichts. Mit ihrem
Versuch, den Natur​schutz schlei ​fen zu lassen, sei die Landes ​re ​gie ​rung geschei​-
tert.

Vor der Pande ​mie sei der Kohlen​di​oxid-Ausstoß in Hessen gestie ​gen, aber die
Grünen hiel ​ten noch immer an der über​hol ​ten Poli​tik der Wind ​rä​der in
Hessen fest. Kluge Klima ​po ​li​tik bedeu ​te, klima​ef ​fi​zi ​en​te Tech ​no ​lo ​gi​en wie
Wasser​stoff zu nutzen. Das hätten die meis ​ten ande​ren Bundes​län​der längst
auf den Weg gebracht. Ewald Hetrodt


